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Meinung

Sendung mit
der Maus

So gesehen Beatrix 
von Storch will 

nicht mehr schießen.

Das mit den Schusswaffen
war gar nicht so gemeint, be-
hauptet Beatrix von Storch.
Für solche Fälle gibt es in
der Politik eine gängige For-
mel – Politiker benutzen sie,
wenn sie etwas gesagt haben,
was sie hinterher nicht ge-
sagt haben wollen: „Da bin
ich missverstanden worden.“
Besonders beliebt ist diese
Ausrede nach verunglückten
Hitler-Vergleichen. Die AfD-
Frau hat diese beliebte For-
mel nicht benutzt, sie fühlte
sich nicht missverstanden.
Wie auch? Auf die Frage, ob
an der deutschen Grenze auf
Frauen und Kinder geschos-
sen werden soll, hatte sie bei
Facebook mit einem knap-
pen „Ja“ geantwortet. Da ist
der Interpretationsspielraum
extrem gering. Also kein
Missverständnis, sondern ein
Versehen, ein „technischer
Fehler“, abgerutscht sei sie
auf der Computermaus. So
viel Pech muss man erst mal
haben: Erst aufs J gefallen,
dann aufs A und dann noch
auf „Senden“. Im Vergleich
wirkt Storchs andere schöne
Geschichte, wonach Angela
Merkel bald nach Chile
flüchten wird, ziemlich
glaubwürdig. Statt um einen
technischen Fehler scheint es
sich eher um menschliches
Versagen zu handeln. Wer
eine so dummdreiste Ausre-
de bemüht, will gar nicht,
dass man sie glaubt. Der tut
nur so, als ob er sich distan-
ziert. Denn so versteht jeder:
Das war kein Mausrutscher.
Storch musste also noch mal
nachbessern, sich entschuldi-
gen, einen Fehler eingeste-
hen. Und noch eins draufle-
gen: nicht schießen, sagt sie
jetzt, noch nicht mal „auf
Männer“. So ist es brav. 

Christiane Hoffmann

Markus Feldenkirchen Der gesunde Menschenverstand

SPD ohne Duzen
Wenn Historiker später

die Frage beantworten
müssen, wer den Nie-
dergang der deut-
schen Sozialdemo-
kratie verschuldet

hat, werden sie bei
Klaus Ulbricht aus Kö-

penick landen. Nicht bei
Gerhard Schröder mit seiner Agenda 2010,
nicht bei Oskar Lafontaine mit seiner
Agenda 1891. Dabei hatte es Ulbricht, der
mit Walter weder verwandt noch verschwä-
gert ist, nur gut gemeint, als er Angela
Merkel im Herbst 1989 zu einer Veranstal-
tung der Sozialdemokraten mitnahm. „Wir
beide interessierten uns für die SPD, weil
diese ein Programm hatte“, verriet Ul -
bricht später. Obwohl er selbst an jenem
Abend Mitglied wurde und später sogar
Bezirksbürgermeister, ermunterte er Mer-
kel, sich noch bei anderen Parteien umzu-
sehen. Er verwies auf den neuen Pluralis-
mus, den Wettbewerb der Parteien. Aus de-
mokratischer Sicht war das vorbildlich, aus
sozialdemokratischer eine Rieseneselei.

Denn Merkel sah sich tatsächlich um.
Später, als sie bereits Vorsitzende der CDU
war, erklärte sie, dass ihr das Geduze bei
der SPD auf den Keks gegangen sei – und
das ständige „Brüder, zur Sonne, zur Frei-
heit“-Gesinge. Dass aber der Demokrati-
sche Aufbruch, bei dem sie schließlich hän-
gen blieb, von der CDU geschluckt werden
würde und mit ihm all seine Mitglieder,
hatte Merkel auch nicht geahnt. „Mit der
CDU will ich nichts zu tun haben“, hatte
sie im Herbst 1989 gesagt. Aber sie rebel-
lierte nicht. Sie wählte den reformatori-

schen Weg, die CDU so zu ändern, bis sie
ihre Partei wurde: eine SPD ohne Geduze.

Das hat gut geklappt. Es würde den oh-
nehin sehr dünnen Rahmen sprengen, hier
alle sozialdemokratischen Erfolge Angela
Merkels aufzuführen. Seit Willy Brandt war
Deutschland jedenfalls nicht mehr so sozial-
demokratisch. Merkel wusste, dass Konser-
vative lieber an der Macht leiden, als in der
Opposition mit sich im Reinen zu sein. Bei
den Sozialdemokraten ist das umgekehrt.
Mit ihrer Willkommenskultur für Flüchtlin-
ge aber hat Merkel es nun übertrieben. Ihre
Partei ist kreuzunglücklich über so viel
christliche Nächstenliebe. Wenn es so wei-
tergeht, werden aus der Union bald die ers-
ten Kim-Jong-Un-Vergleiche kommen.

Merkel, man muss es so sagen, hat inzwi-
schen alle unglücklich gemacht. In der SPD
hat man ihretwegen längst die Hoffnung
aufs Kanzleramt aufgegeben. Die Stim-
mung ist so verzweifelt, dass sogar erwo-
gen wird, den eigenen Parteichef als Spit-
zenkandidaten ins Rennen zu schicken.
Vieles spräche dafür, den historischen Irr-
tum von 1989 endlich zu korrigieren. Ein
Parteiwechsel wäre ungewöhnlich, aber
möglich, zumal Merkel nie einen Mitglieds-
antrag bei der CDU unterschrieben hat.
Mit einer Kanzlerkandidatin Merkel hätte
die SPD 2017 plötzlich eine realistische
Chance auf das höchste Regierungsamt und
müsste sich nur das Singen und Duzen ver-
kneifen. Und die Union müsste endlich
nicht mehr leiden. Am glücklichsten aber
wäre wohl ein gewisser Klaus Ulbricht.

An dieser Stelle schreiben Jakob Augstein, Markus
 Feldenkirchen und Jan Fleischhauer im Wechsel.

Kittihawk


